
  
 

 
 

Betreff: PNOG-Tariftreueregelungen gefährden Versorgungssicherheit und 
Bestand von Pflegeeinrichtungen 
 
Sehr geehrte Frau Abgeordnete,  
sehr geehrter Herr Abgeordneter, 
 
mit großer Sorge beobachten wir die im Referentenentwurf des Pflegeneuord-
nungsgesetzes (PNOG) vorgesehenen Änderungen bei den Tariftreueregelun-
gen und deren Auswirkungen auf die ambulante und stationäre Pflege. 
 
Die Stärkung der Vergütung von Pflegekräften ist ein politisch richtiges und ge-
sellschaftlich notwendiges Ziel. Die in den vergangenen Jahren eingeführten Ta-
riftreueregelungen haben jedoch zu erheblichen Lohnsteigerungen geführt, die 
mittlerweile den größten Kostenblock in Pflegeeinrichtungen darstellen. Rund 
80 Prozent der Gesamtkosten entfallen auf das Personal (Entlohnung, Lohnne-
benkosten). Diese enormen Entlohnungssteigerungen der Pflegemitarbeiten-
den der letzten 4 Jahre war politisch gewollt und wurde gesetzlich vorgegeben. 
Da die Personalkosten wesentlich die Pflegevergütungen, also die Preise für die 
Pflegeleistungen, beeinflussen, sind in der Zeit auch die Eigenanteile der Pflege-
bedürftigen in den ambulanten und stationären Einrichtungen massiv angestie-
gen.  
 
Mit dem PNOG soll nun gleichzeitig die Refinanzierung der Personal- und Sach-
kosten und deren Anstiege begrenzt werden. Künftig sollen Vergütungssteige-
rungen an die Entwicklung der Grundlohnsumme, ggf. sogar mit einem erhebli-
chen Abschlag, gekoppelt und damit deutlich eingeschränkt werden. Dies führt 
zu einem grundlegenden Widerspruch: Während Pflegeeinrichtungen weiterhin 
verpflichtet werden, steigende Löhne zu zahlen und tarifliche Vorgaben einzu-
halten, wird deren Finanzierung eingeschränkt. Das führt zu einem - wiederum 
politisch gewollten - strukturellen Finanzierungsdefizit. Bei einer erkennbaren 
Unwirtschaftlichkeit hat die Geschäftsführung der Pflegeeinrichtung vorsorglich 
Insolvenz anzumelden. Zudem widerspricht dies auch der Regelung des § 84 
Abs. 2 SGB XI, in dem eine wirtschaftliche Leistungserbringung über die Pflege-
vergütungen zu gewährleisten ist.  
 
Besonders kritisch ist die Situation ab dem Jahr 2027. Nach derzeitiger Rechts-
lage werden zum 30. September 2026 neue regional übliche Entgelte veröffent-
licht, die ab dem 1. Januar 2027 an die Mitarbeitenden zu zahlen sind. Diese 
Lohnhöhe darf dann nicht mehr unterschritten werden. Ab dem 2. Januar 2027 
- also 1 Tag später - ist die Refinanzierung nicht mehr gewährleistet. Die 
Vergütung beschränkt sich auf die Steigerung der Grundlohnsumme. 



  
 

 
 

Vergleichbare Fristen-Fallen gibt es für die tarifanwendenden und die tarif-
anlehnenden Pflegeeinrichtungen bestehen. Und dies dauerhaft und nicht 
nur einmalig.  
 
Damit entstehen höhere gesetzliche Lohnverpflichtungen, ohne dass deren Fi-
nanzierung in gleichem Umfang sichergestellt wird.  
 
Die Folgen sind gravierend: 

• Ambulante Pflegedienste und stationäre Pflegeeinrichtungen geraten zu-
nehmend in wirtschaftliche Schieflage. 

• Vom Insolvenzrecht vorgegebene Anmeldungen von Insolvenzen der Ein-
richtungen.  

• Pflegeanbieter sind dann gezwungen, Leistungen einzuschränken oder 
Standorte aufzugeben. 

• Insolvenzen und Marktaustritte verschärfen die ohnehin angespannte 
Versorgungslage weiter. 

• Pflegebedürftige und ihre Angehörigen haben noch größere Schwierig-
keiten, überhaupt einen Pflegeplatz oder einen ambulanten Versorger zu 
finden. 

• Der bestehende Pflegenotstand wird sich durch den Verlust von Anbie-
tern weiter verschärfen. 

• Investitionen in Qualität, Digitalisierung und den Ausbau von Versor-
gungsangeboten sind erheblich erschwert oder unmöglich gemacht. 

 
Die Diskussion über steigende Pflegekosten konzentriert sich häufig auf die 
Höhe der Vergütungssätze. Dabei wird nicht berücksichtigt, dass ein erheblicher 
Teil dieser Entwicklung auf politisch gewollte und gesetzlich vorgeschriebene 
Lohnsteigerungen zurückzuführen ist. Werden die Kostensteigerungen künftig 
gedeckelt, ohne die bestehenden Verpflichtungen anzupassen, entsteht ein Sys-
tem, das wirtschaftlich nicht tragfähig ist. 
 
Wir bitten Sie daher, sich im parlamentarischen Verfahren für eine gesetzliche 
Klarstellung einzusetzen. Insbesondere sollte geklärt werden, dass schon in 
2026 keine regional üblichen Entgelte mehr veröffentlicht werden. Damit entfal-
len diese als verbindliche Untergrenzen. Lohnsteigerungen können sich dann an 
den Anstiegen der Grundlohnsummen orientieren und die Wirtschaftlichkeit 
wird zeitgleich gesichert. 
 



  
 

 
 

Darüber hinaus sollte die aktuelle Reform genutzt werden, um die Tariftreuere-
gelungen grundlegend zu überarbeiten. Die Anwendung der Regelungen sind 
ab dem 1. September 2026 auszusetzen, bis ein dauerhaft tragfähiges Finanzie-
rungssystem geschaffen wurde. Ein solches System muss neben Personal- und 
Sachkosten auch unternehmerische Risiken, notwendige Investitionen und die 
Sicherstellung einer flächendeckenden Versorgung berücksichtigen. 
 
Die Sicherstellung einer verlässlichen ambulanten und stationären Pflege ge-
hört zu den zentralen gesellschaftlichen Aufgaben der kommenden Jahre. Die-
ses Ziel kann nur erreicht werden, wenn Pflegeeinrichtungen wirtschaftlich 
handlungsfähig bleiben und gesetzliche Verpflichtungen vollständig refinanziert 
werden. Nur auf den Sicherstellungsauftrag der Pflegekassen zu verweisen, 
springt zu kurz.  
 
Für Ihre Unterstützung, die beschriebenen Änderungen zu erreichen, danken 
wir Ihnen. Wir stehen für einen konstruktiven Dialog gerne bereit.  
 
Mit freundlichen Grüßen 


